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BUNDESGERICHTSHOF 
 

BESCHLUSS 

AnwZ (Brfg) 5/20 

vom 

20. August 2020 

in der verwaltungsrechtlichen Anwaltssache 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
wegen Widerrufs der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft  
 
hier: Anhörungsrüge 
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Der Bundesgerichtshof, Senat für Anwaltssachen, hat durch die Präsidentin des 

Bundesgerichtshofs Limperg, die Richterinnen Lohmann und Dr. Liebert sowie 

den Rechtsanwalt Dr. Wolf und die Rechtsanwältin Merk 

 

am 20. August 2020 

 

beschlossen: 

 

Die Anhörungsrüge der Klägerin vom 8. Juni 2020 gegen den Se-

natsbeschluss vom 24. April 2020 wird auf ihre Kosten zurückge-

wiesen. 

 

Gründe: 

I. 

Die Klägerin war seit 1987 zur Rechtsanwaltschaft zugelassen. Mit Be-

scheid vom 24. April 2018 widerrief die Beklagte die Zulassung der Klägerin zur 

Rechtsanwaltschaft wegen Vermögensverfalls. Der Anwaltsgerichtshof hat die 

hiergegen gerichtete Klage der Klägerin mit Urteil vom 14. Oktober 2019 abge-

wiesen und die Berufung nicht zugelassen. Den Antrag auf Zulassung der Beru-

fung - verbunden mit einem Antrag auf Wiedereinsetzung - hat der Senat mit 

Beschluss vom 24. April 2020, auf den wegen der näheren Begründung verwie-

sen wird, als unzulässig verworfen. Gegen diesen Beschluss wendet sich die 

Klägerin mit ihrer Anhörungsrüge und verbindet diese mit einem Antrag auf 

Aussetzung der Vollziehung der Entscheidung des Bayerischen Anwaltsge-

richtshofs vom 14. Oktober 2019.  
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II. 

Die nach § 152a VwGO, § 112c Abs. 1 Satz 1 BRAO statthafte Anhö-

rungsrüge ist unbegründet. Der Senat hat den Anspruch der Klägerin auf recht-

liches Gehör nicht verletzt, § 152a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 VwGO, § 112c Abs. 1 

Satz 1 BRAO. 

Durch die Anhörungsrüge werden Verstöße sowohl gegen Art. 103 

Abs. 1 GG als auch gegen einfachgesetzliche Vorschriften erfasst, die der Kon-

kretisierung des verfassungsrechtlichen Gebots auf rechtliches Gehör dienen, 

auch wenn sie darüber hinausgehen; die Anhörungsrüge dient hingegen nicht 

der Behebung etwaiger Fehler formeller oder materieller Natur, es sei denn, 

diese stellen zugleich Verletzungen von Verfahrensgrundrechten dar; die Anhö-

rungsrüge hat nicht den Zweck, die Diskussion hinsichtlich einer dem materiel-

len Recht zuzuordnenden Frage wiederaufzunehmen (Schenke in: 

Kopp/Schenke, VwGO, 25. Aufl., § 152a Rn. 3).  

Soweit die Klägerin die den Beschluss vom 24. April 2020 tragenden 

Gründe in Bezug auf die Verfristung und auf fehlende Wiedereinsetzungsgrün-

de angreift, macht sie lediglich die angebliche inhaltliche Unrichtigkeit des an-

gegriffenen Beschlusses, aber keinen Gehörsverstoß geltend. 

Soweit die Klägerin die Hilfsausführungen des Senats zur Frage des Wi-

derrufsgrundes (§ 14 Abs. 2 Nr. 7 BRAO) angreift, hat sich der Senat in der an-

gegriffenen Entscheidung mit ihrem Vorbringen kurz, aber ausreichend ausein-

andergesetzt. Die entsprechende Passage findet sich in Randnummer 17 des 

angegriffenen Beschlusses, auf den zur Vermeidung von Wiederholungen Be-

zug genommen wird. Darüberhinausgehende Ausführungen musste der Senat 

nicht treffen: Zum einen ist ein Nichtzulassungsbeschluss lediglich kurz zu be-

gründen (§ 124a Abs. 5 Satz 3 VwGO, § 112e Satz 2 BRAO); zum anderen wä-
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ren Ausführungen hierzu in Gänze nicht erforderlich gewesen, weil es sich le-

diglich um die Entscheidung nicht tragende Hilfserwägungen handelt. Solche 

Hilfserwägungen kann, muss ein Gericht aber nicht treffen. Wenn schon das 

völlige Fehlen von Ausführungen keinen Verstoß gegen das Gebot rechtlichen 

Gehörs darstellt, so gilt dies erst recht, wenn die Ausführungen kurz ausfallen.  

Über den Antrag der Klägerin auf einstweilige Aussetzung der Vollzie-

hung war nicht mehr zu entscheiden. Die von der Klägerin begehrte vorläufige 

Aussetzung der Vollziehung des Urteils des Bayerischen Anwaltsgerichtshofs 

vom 14. Oktober 2019 war von vornherein nicht möglich. Nach § 149 Abs. 1 

Satz 2, § 152a Abs. 6 VwGO, § 112c Abs. 1 Satz 1 BRAO kann das Gericht 

lediglich die Vollziehung derjenigen Entscheidung einstweilen aussetzen, die 

mit dem zur Ent- 
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scheidung anstehenden Rechtsbehelf angefochten worden ist, konkret also der-

jenigen Entscheidung, gegen die sich die Anhörungsrüge richtet. Dies wäre der 

Senatsbeschluss vom 24. April 2020 gewesen, nicht jedoch das Urteil des An-

waltsgerichtshofs vom 14. Oktober 2019.  

Limperg  Lohmann  Liebert 

 Wolf  Merk 
 
 
Vorinstanz: 
AGH München, Entscheidung vom 14.10.2019 - BayAGH I - 1 - 28/18 -  


